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1.	 Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Ab-
satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071) des  
Landkreises Hof über die Festsetzung des 
Deutschlandtickets als Höchsttarif 

Satzung
(allgemeine Vorschriften)

1.
Rechtsgrundlagen

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 
und 3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), Arti-
kel 8 Absätze 1 und 2 des Gesetzes über den öffentlichen 
Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG) und Artikel 
17 LKrO sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 
Buchstabe l der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 erlässt 
der Landkreis Hof die nachfolgende allgemeine Vorschrift 
zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im 
allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemei-
ner ÖPNV) und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen 
für finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Be-
förderung von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket.

2.
Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung

2.1
Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich die-
ser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 2.3) öffentliche 
Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbrin-
gen, sind verpflichtet, während der Laufzeit dieser allge-
meinen Vorschrift (dazu Ziffer 8) das Deutschlandticket im 
Sinne des § 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes 
(RegG) als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verord-
nung (EG) Nr. 1370/20071 gemäß den Vorgaben dieser 
allgemeinen Vorschrift entsprechend Ziffer 2.2 anzuer-
kennen (im Folgenden „Tarifanerkennung“ bzw. „Tarifan-
erkennungspflicht“).

2.2
Die Tarifanerkennung im Sinne von Ziffer 2.1 beinhal-
tet die Beförderung von Fahrgästen mit einem gültigen 
Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich gelten-
den Tarifbedingungen gemäß den Tarifbestimmungen 
Deutschlandticket vom 7. März 2023 (Anlage 1), ohne 
dass den Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entste-
hen. Die Anerkennung des Deutschlandtickets verpflich-
tet das Verkehrsunternehmen nicht zum Vertrieb; soweit 
vorhanden (gemeinwirtschaftliche Verkehre, dazu Ziffer 
3.1) gelten diesbezüglich die entsprechenden Regelun-
gen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags 
zwischen dem Verkehrsunternehmen und der jeweils 
zuständigen Behörde. Die Verkehrsunternehmen sind 
im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutsch-
landtickets zudem berechtigt und verpflichtet, an der 
bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das 
Deutschlandticket nach Anlage 2 teilzunehmen, die 
hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende 
Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen 
und ggf. diese Ansprüche überschießende Einnahmen 
abzugeben. Die Verkehrsunternehmen sind zudem ver-
pflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang mit der Ta-
rifanerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsanträge 
für das Deutschlandticket selbst zu stellen und/oder bei 
entsprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und 
keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in 

1 	 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLA-
MENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 
DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. 
Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenperso-
nenverkehrsdienste (ABl. L 354/22).
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in dem möglichen und erforderlichen Umfang an der bun-
desweit einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets 
mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutschlandtickets 
entsprechend den bundesweit abgestimmten Kontroll-
merkmalen ist technisch unter Einsatz entsprechender 
Kontrollgeräte zu gewährleisten; die bundesweit abge-
stimmten Eckpunkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets 
sind einzuhalten. Werden Kosten für die Ertüchtigung von 
Kontrollinfrastruktur im Sinne von Ziffer 5.4.4 der Muster-
Richtlinien 2023 in Ansatz gebracht, ist das Verkehrsun-
ternehmen verpflichtet, diese mindestens drei Jahre im 
ÖPNV in Deutschland einzusetzen (vgl. Ziffer 6.2 der 
Muster-Richtlinien 2023). 

2.3
Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift er-
streckt sich geografisch auf das gesamte Gebiet, für das 
der Landkreis Hof, unter Berücksichtigung von bestehen-
den Regelungen zur Übertragung von Zuständigkeiten 
mit benachbarten zuständigen Behörden, die Befugnis 
als zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe 
b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 für den allgemei-
nen ÖPNV innehat.

3.
Vorrangige Regelungen öffentlicher 

Dienstleistungsaufträge; 
Abschluss von Umsetzungsvereinbarungen

3.1
Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemei-
nen öffentlichen Personenverkehr auf Grundlage öffent-
licher Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemein-
wirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen 
dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich 
etwaiger Ergänzungen und/oder Nachträge im Grundsatz 
vorrangig vor den Regelungen dieser allgemeinen Vor-
schrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerken-
nung nur insoweit, wie der jeweilige öffentliche Dienstleis-
tungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung 
des Deutschlandtickets enthält; im Übrigen ergibt sich die 
Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu ge-
währenden Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen 
Vorschrift. Die Umsetzung der Tarifanerkennung im Ein-
zelnen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleis-
tungen sowie der erforderlichen Nachweisführung hierfür 
erfolgt auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienst-
leistungsauftrags unter vollständiger Beachtung der Re-
gelungen dieser allgemeinen Vorschrift.

3.2
Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirt-
schaftlich erbracht werden, können zur Umsetzung dieser 
allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungs-
vereinbarungen zwischen dem jeweiligen Verkehrsunter-
nehmen und dem Landkreis Hof abgeschlossen werden. 
In der Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere die 
konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der 
Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen 
Vorschrift geregelt werden. Die Umsetzungsvereinbarung 
begründet keinerlei eigenständige Tarifanerkennungs-
pflichten oder Ausgleichsansprüche.

4.
Ausgleichsleistungen

4.1
Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe die-
ser allgemeinen Vorschrift Anspruch auf Ausgleichs-
leistungen für die ihnen durch die Anerkennung des 
Deutschlandtickets entstehenden finanziellen Nachteile. 
Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus einer 
Gegenüberstellung der Situation mit Anerkennung des 
Deutschlandtickets („Mit-Fall“) und der Situation mit An-
wendung der bis dahin geltenden Tarife („Ohne-Fall“) 
unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils ver-
bundenen positiven und negativen Effekte. Bei der Ge-
genüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze zu 
beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen 
des jeweils zugrunde liegenden öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach 
diesen Grundsätzen zu regeln.

In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleis-
tungen gelten die Ziffern 5.4.1 bis 5.4.8 der Muster-Richt-
linien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffent-
lichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und Lan-
desmitteln vom 20. März 2023 (Muster-Richtlinien 2023) 
in der Anlage 3 für das Jahr 2023; für die folgenden Jahre 
gelten diese Vorgaben unter Berücksichtigung der jeweils 
geltenden Richtlinie Deutschlandticket 2023 sowie ggf. 
weitergehender Vorgaben insbesondere des Bundes, 
des Freistaates Bayern oder der EU-Kommission für das 
jeweilige Jahr entsprechend.
 
Für vollständig neu eingeführte verkehrliche Angebote, 
für die keine Referenzwerte des Jahres 2019 ermittelt 
werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen 
ausnahmsweise die Nutzung von Ist-Daten des Jahres 
2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren 
bestehen, sind validierte Prognosedaten zulässig. Diese 
Prognosedaten müssen unter Berücksichtigung der tat-
sächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem Deutschland- 
ticket und der preislichen Elastizität beim Nachweisver-
fahren validiert werden.

4.1.1
Bezüglich der Ausgleichsleistungen auf Grundlage des 
§ 45a PBefG ist zur Vermeidung von Verwerfungen im 
Zusammenhang mit der Tarifanerkennung des Deutsch-
landtickets eine entsprechende Erklärung zum Verfahren 
der Berechnung der Ausgleichsleistungen erforderlich, so 
lange keine landesgesetzliche Regelung zur Ersetzung 
des § 45a PBefG besteht. Ausgleichsleistungen nach 
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift werden insoweit 
nicht gewährt.

4.1.2
Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarif-
maßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere 
für den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 
228 ff SGB IX. Dies gilt gleichermaßen auch für weite-
re bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene Aus-
gleichsregelungen des Landkreises Hof (ggf. aktuell für 
das 365-Euro-Ticket) oder Dritter, die für das Verkehrs-
unternehmen Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere 
Ausgleichsregelungen nebeneinander, insbesondere bei
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Tarifvorgaben im Rahmen verschiedener allgemeiner 
Vorschriften, ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleistun-
gen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt 
werden. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die 
hierfür gewährten Ausgleichsleistungen im Rahmen der 
Nachweisführung (dazu Ziffer 5) jeweils getrennt und 
nachvollziehbar darzustellen.

4.1.3
Der Landkreis Hof kann künftig auch zusätzliche Tarifvor-
gaben und Ausgleichsregelungen treffen.
 

4.2
Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungs-
aufträgen bleiben unberührt. 

4.3
Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vor-
schrift sind der Höhe nach begrenzt auf den finanziellen 
Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und 
Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit dem Anhang der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/20071. Diesbezüglich gilt: 

4.3.1
Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht 
aus dieser allgemeinen Vorschrift entspricht nach dem 
Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 der Sum-
me aller (positiven und negativen) Auswirkungen aus der 
Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allge-
meinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket. 
Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist somit 
eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten und 
Einnahmen vorzunehmen. Bei den Auswirkungen auf die 
Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz 
des „Mit-Falls“ und des „Ohne-Falls“ entsprechend Ziffer 
4.1. Weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen 
können berücksichtigt werden, soweit diese im Einzel-
fall nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kosten 
(Ausgaben) richten sich ebenfalls nach Ziffer 4.1.

4.3.2
Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/20071 werden bei gemeinwirtschaftlichen Ver-
kehren im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienst-
leistungsauftrags umgesetzt. Dies gilt insbesondere auch 
im Hinblick auf das Erfordernis einer Trennungsrechnung 
gemäß Ziffer 5 sowie die Gewährleistung eines Anreizes 
gemäß Ziffer 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 
1370/20071. Im Hinblick auf die Vermeidung einer Über-
kompensation gilt Ziffer 4.3.4; die Umsetzung ist im Rah-
men des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags 
zu gewährleisten.

4.3.3
Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforde-
rungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 
wie folgt gewährleistet:

-	 Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Ziffer 
5 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 
sind einzuhalten. 

-	 Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Zif-

	 fer 6 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 
gilt Ziffer 4.3.4.

4.3.4
Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vor-
schrift dürfen nicht zu einer Überkompensation im Sinne 
des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 führen. 
Die Vermeidung einer Überkompensation wird unter Be-
achtung der Vorgaben von Ziffer 6 des Anhangs in Bezug 
auf den angemessenen Gewinn wie folgt gewährleistet: 
Die Überkompensationskontrolle ist jährlich durchzufüh-
ren. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen Netto-
effekt aus der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets 
nicht übersteigen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der 
ein angemessener Gewinn von 6,5 Prozent vom Umsatz 
für die zugrunde liegenden Verkehrsdienste erreicht wird. 
Ein höherer Gewinn kann im Einzelfall als angemessen 
akzeptiert werden, wenn die Verkehrsdienste in einem 
europaweit bekanntgemachten Vergabeverfahren mit 
mehreren Bietern vergeben wurden und das Verkehrs-
unternehmen nachweist, dass es über die Laufzeit des 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags, ohne Betrachtung 
der Corona-geprägten Jahre 2020 bis 2022, eine höhe-
re Umsatzrendite mit den zugrundeliegenden Verkehrs-
diensten erzielt hat. Das Verkehrsunternehmen stellt die 
für die Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kosten 
und Erlösen umfassend zur Verfügung und ermöglicht 
so die Überprüfung des Vorliegens einer Überkompen-
sation. Bei der Ermittlung des angemessenen Gewinns 
in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen sind Kosten nur 
maximal in der Höhe berücksichtigungsfähig, die sich aus 
dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag ergibt. Bei Bedarf 
können restriktivere Regelungen für den Einzelfall getrof-
fen werden. Änderungen beim Angebot und Angebotsun-
terbrechungen sind entsprechend Ziffer 4.1 angemessen 
zu berücksichtigen. Die Berechnung einschließlich der 
Datengrundlagen müssen einer Überprüfung durch den 
Landkreis Hof oder dessen Beauftragten zugänglich ge-
macht werden (vgl. Ziffer 5.5). Zum Nachweis einer nicht 
vorhandenen Überkompensation ist eine unternehmens-
individuelle Aufstellung über die Berechnung des finan-
ziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifpflicht im 
Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug 
auf das Deutschlandticket entsprechend Ziffer 4.3.1 dif-
ferenziert nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren und 
eigenwirtschaftlichen Verkehren jeweils bis zum 31. Ja-
nuar des zweiten auf das abzurechnende Jahr folgenden 
Kalenderjahres vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstellung 
ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach 
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte 
Überkompensation auszuweisen. Die Richtigkeit dieser 
Aufstellung ist bezogen auf jeden bestehenden öffentli-
chen Dienstleistungsauftrag bzw. jeden eigenwirtschaftli-
chen Verkehr von einem Steuerberater oder Wirtschafts-
prüfer zu bestätigen; betreibt das Verkehrsunternehmen 
im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift mehre-
re eigenwirtschaftliche Verkehre, können die Nachweise 
gesamthaft hierfür erbracht werden. Sollte im Einzelfall 
dennoch eine Überkompensation festgestellt werden, hat 
das Verkehrsunternehmen den überkompensierenden 
Betrag zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe ein-
schließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkompensation 
zurückzuzahlen.
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5.
Darlegungs- und Nachweispflichten

5.1
Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und 
Nachweispflicht für sämtliche in dieser allgemeinen Vor-
schrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen 
an die Gewährung der Ausgleichsleistungen. Es ist ver-
pflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemei-
nen Vorschrift erforderlichen Angaben vollständig und 
wahrheitsgemäß zu machen.

5.2
Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, für ihren 
Vertrieb (umfasst eigene Verkäufe des Verkehrsunter-
nehmens und Verkäufe im Namen/auf Rechnung des 
Verkehrsunternehmens) sicherzustellen, dass bis zum 
20. eines Monats für den Vormonat alle Verkäufe des 
Deutschlandtickets an die von der Arbeitsgemeinschaft 
aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., 
der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband 
Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundes-
verband Schienen-Nahverkehr e.V. gebildete EAV-Clea-
ringstelle gemeldet werden. Der Landkreis Hof erhält eine 
Abschrift der Meldung.

5.3
Für die Antragstellung des Landkreises Hof beim Freistaat 
Bayern gemäß Ziffer 7.1 der Muster-Richtlinien 2023 bzw. 
der jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket am 
30. September des jeweils abzurechnenden Jahres, sind 
von den Verkehrsunternehmen bis zum 15. August des 
jeweiligen Jahres vorzulegen:

-	 Berechnungen bzw. eine Schätzung/Prognose der 
Höhe der voraussichtlichen Ausgleichsleistungen auf 
Grundlage der in Ziffer 5.4 Muster-Richtlinien 2023 ge-
nannten Berechnungsmethode;

 
-	 Prognosen der Verbundorganisationen über die Min-

derungen gemäß Ziffer 5.4.1 sowie weitere begrün-
dete Unterlagen; sofern entsprechende Daten von 
der Verbundorganisation nicht zur Verfügung gestellt 
werden, hat das Verkehrsunternehmen entsprechen-
de Prognosen und begründende Daten selbst vorzule-
gen. 

5.4
Für das Abrechnungsjahr 2023 sind von den Verkehrs-
unternehmen bezogen auf den Referenzzeitraum Mai bis 
Dezember 2019 bis zum 31. März 2024 vorzulegen; so-
fern diese Angaben auch für die weiteren abzurechnen-
den Jahre maßgeblich sind, kann hierauf jeweils verwie-
sen werden:
 
-	 die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden 

Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, landes-
weite Tarife, Haustarif), in dem das Verkehrsunterneh-
men tätig ist;

-	 die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunterneh-
men zugeordneten Fahrausweise und Erlöse differen-
ziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe so-
wie die Höhe des Tarifs für das anzugeben. Zusätzlich 
anzugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen im 

	 gesamten Kalenderjahr 2019 in Soll-Fahrplan-Kilome-
tern;

-	 Bestätigungen der Verbundorganisationen über die 
aufzuteilenden Einnahmen der Monate Mai bis De-
zember 2019 und die EAV sowohl für die hochge-
rechneten als auch für die tatsächlichen Fahrgeld-
einnahmen; hinzuzufügen sind auch betragsmäßige 
Erlösminderungen aus Vertriebsprovisionen; 

-	 Nachweis über Fahrgeldeinnahmen im Jahr 2019; der 
Referenzzeitraum ist gesondert auszuweisen.

5.5
Vorzulegen sind, jeweils vorläufig mit dem bis dahin letzt-
verfügbaren Stand zum 31. März 2024 des auf das ab-
zurechnende Kalenderjahr folgenden Kalenderjahres und 
endgültig bis zum 31. Januar des auf das abzurechnende 
Kalenderjahr zweiten folgenden Kalenderjahres:

5.5.1
Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den 
Zeitraum Mai bis Dezember 2023 bzw. der auf das jeweils 
abzurechnenden Jahr hochgerechneten tatsächlichen 
Fahrgeldeinnahmen:
 
-	 für die im Referenzzeitraum (Ziffer 5.4) bestehenden 

Kartenarten und Preisstufen die jeweilige Höhe des 
Tarifs am Stichtag 30. April 2023;

-	 soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Re-
ferenzpreise zuordnen lassen oder es sich um stück-
zahlunabhängige Pauschalangebote handelt, die mit-
tels der aus der Berechnung nach Ziffer 5.4.1.1 Satz 1 
der Muster-Richtlinien 2023 abgeleiteten durchschnitt-
liche prozentuale Tarifanpassung hochgerechneten 
Höhe des jeweiligen rechnerischen Tarifs;

-	 soweit Tarife im Zeitraum vom 1. Mai 2022 bis zum 
30. April 2023 nicht angepasst wurden und ein Nach-
weis dafür erbracht wird, die Berechnung nach Ziffer 
5.4.1.1 Sätze 1 bis 3 der Muster-Richtlinien 2023, mit 
der die so ermittelten Fahrgeldeinnahmen um 5 Pro-
zent erhöht werden; 

-	 die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im Ap-
ril 2023 und im Januar 2024;

-	 der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, 
Wagen-, bzw. Zugkm im Betriebsjahr 2023 und das 
Verhältnis zum Kalenderjahr 2019.

5.5.2
Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleis-
tungen im Übrigen:
 
-	 vollständige Angaben über die durch das Verkehrs-

unternehmen verkauften Tarife und Tickets (kassen-
technische Einnahmen) jeweils differenziert nach Ka-
lendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen 
einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzah-
len jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunterneh-
men anwendet;
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-	 vollständige Angaben über die durch das Verkehrs-
unternehmen erzielten Fahrgelderlöse differenziert 
nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und 
Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife und der 
Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das Verkehrs-
unternehmen anwendet oder anerkennt; maßgeblich 
sind bei Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nach-
folgenden Regelung, die endgültigen Ansprüche des 
Verkehrsunternehmens nach Maßgabe der Einnah-
menaufteilungen; 

-	 soweit das endgültige Ergebnis der jeweiligen Ein-
nahmenaufteilung bis zum 31. Januar des dem abzu-
rechnenden Kalenderjahr zweiten folgenden Kalen-
derjahres nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt 
letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung zu-
grunde gelegt; Bestätigungen der Verbundorganisa-
tionen sind vorzulegen; eine spätere Korrektur findet 
ungeachtet der Pflicht zur Nachreichung von Nachwei-
sen nicht statt;

-	 vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro 
je Personenkilometer und Tarifsorte) und Verkehrsleis-
tung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und 
Personenkilometern), soweit diese Daten im Rahmen 
der jeweiligen Einnahmenaufteilung zu Grunde gelegt 
werden;

-	 die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Ver-
einbarungen zur Durchführung der Einnahmenauftei-
lung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen an-
wendet oder anerkennt;

-	 die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Ver-
einbarungen zur Durchführung der Einnahmenauftei-
lung;

-	 Nachweise über die erzielten Einnahmen sowie zur 
Einnahmenaufteilung bei Gemeinschaftstarifen. Sollte 
der Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst 
eine vorläufige Bescheinigung des jeweiligen Verbun-
des über die Einnahmenzuscheidung beizubringen; 
der Nachweis ist in diesem Fall bis zum 31. Januar 
des zweiten auf das abzurechnende Jahr folgenden 
Kalenderjahres nachzureichen;

-	 Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarif-
liche Auswirkungen (Mindereinnahmen) einschließlich 
der hierfür gewährten  Ausgleichsleistungen; diese 
sind von den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnah-
men) des Deutschlandtickets und den hierfür gewähr-
ten Ausgleichsleistungen nachvollziehbar abzugren-
zen, sodass ein doppelter Ausgleich ausgeschlossen 
ist;

 
-	 Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation 

gemäß Ziffer 4.3.4 einschließlich Bestätigung der Ein-
haltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift 
geregelten Anforderungen sowie der korrekten Ermitt-
lung und sachlichen Richtigkeit der Daten;

-	 Nachweise über die im Zusammenhang mit der An-
erkennung des Deutschlandtickets entstandenen 
(Mehr-)Kosten, soweit diese nach Maßgabe der Mus-

	 ter-Richtlinien 2023 ausgeglichen werden.

-	 Nachweise über positive oder negative Effekte hin-
sichtlich der Ausgleichszahlungen auf Grundlage der 
§§ 228 ff SGB IX nach Maßgabe von Ziffer 5.4.1 der 
Muster-Richtlinien 2023;

-	 Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleis-
tungen aus allgemeinen Vorschriften nach Maßgabe 
von Ziffer 5.4.1 der Muster-Richtlinien 2023; 

-	 positive und negative Effekte für das Verkehrsunter-
nehmen in Bezug auf Vertriebsprovisionen, die sich 
aus der Anerkennung des Deutschlandtickets erge-
ben, sind auszuweisen; Bestätigungen der Verbund-
organisationen über die betragsmäßigen Erlösminde-
rungen aus Vertriebsprovisionen bzw. Einsparungen 
von Vertriebsprovisionen;

-	 Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben 
und vorgelegten Daten.

5.6
Der Landkreis Hof kann vom Verkehrsunternehmen die 
Vorlage weiterer Angaben und Nachweise verlangen, so-
weit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den 
Muster-Richtlinien 2023 oder insbesondere aufgrund von 
Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-Kom-
mission oder des Obersten Rechnungshofes erforderlich 
ist. Werden die unter Ziffern 5.2 bis 5.5 genannten sowie 
ggf. darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten Unter-
lagen und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann 
die Ausgleichsleistung für das jeweils abzurechnende 
Jahr ganz oder teilweise versagt werden. Bereits geleis-
tete Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzahlen.

5.7
Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei ge-
meinwirtschaftlichen Verkehren unter Beachtung der vor-
stehenden Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der 
dortigen Regelungen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkeh-
ren können in der Umsetzungsvereinbarung ergänzende 
Regelungen zur Darlegungs- und Nachweisführung ge-
troffen werden.

5.8
Der Landkreis Hof kann die von dem Verkehrsunterneh-
men nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift bei-
zubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate 
oder ähnliches selbst oder durch einen von ihm bestimm-
ten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen 
lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf 
entsprechendes Verlangen Einblick in die hierfür notwen-
digen Unterlagen zu gewähren.

5.9
Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von 
Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. personenbezogenen 
Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorga-
ben beachtet. Sofern die jeweils geltenden Richtlinien 
Deutschlandticket diesbezüglich weitergehende Vorga-
ben trifft, werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf 
werden hierzu entsprechende Vereinbarungen zwischen 
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Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Hof getroffen. 
Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der zugrun-
deliegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür 
geltenden Fristen.

6.
Abwicklung der Ausgleichsleistungen, 

Abschlagszahlungen
6.1

Soweit in dem jeweiligen öffentlichen Dienstleistungs-
auftrag oder der Umsetzungsvereinbarung keine ent-
sprechende Regelung getroffen wird, gewährt der Land-
kreis Hof dem Verkehrsunternehmen im Jahr 2023 zum 
30.04.2023 Abschlagszahlungen in Höhe von insgesamt
90 Prozent der prognostizierten Mindereinnahmen der 
Monate Mai bis August der aufgrund der Einführung 
des Deutschlandtickets auf Grundlage einer Progno-
serechnung zu erwartenden Mindereinnahmen für das 
Kalenderjahr (abzurechnendes Jahr). Eine weitere Ab-
schlagszahlung von 90 Prozent der prognostizierten 
Mindereinnahmen der Monate September bis Dezember 
wird dem Verkehrsunternehmen zum 15.08.2023, des 
abzurechnenden Jahres gewährt. Die Grundlage und der 
Zeitplan für die Abschlagszahlungen ab dem Jahr 2024 
werden abhängig von den verfügbaren Daten jeweils 
rechtzeitig festgelegt.

6.2
Zur Ermittlung der Höhe der Abschlagszahlungen gemäß 
Ziffer 6.1 bezogen auf das Jahr 2023 hat das Verkehrsun-
ternehmen dem Landkreis Hof bis zum 17. April 2023 die 
erforderlichen Prognoserechnungen als Nachweis vorzu-
legen und in das Online-Portal unter https://dtby.intra-
plan.de/site/login des Freistaates Bayern einzustellen. 
Wird der Nachweis erst zu einem späteren Zeitpunkt er-
bracht, verschieben sich ggf. die Zeitpunkte für die Ab-
schlagszahlungen entsprechend. Sollten sich die Prog-
noserechnungen aufgrund der Verkaufsdaten ändern, so 
hat das Verkehrsunternehmen dies dem Landkreis Hof 
unverzüglich anzuzeigen. Der Landkreis Hof entscheidet 
auf dieser Basis über eine erforderliche Anpassung der 
Abschlagszahlungen.

7.
Veröffentlichung nach Art. 7 

Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071

7.1
Der Landkreis Hof ist über die auf Grundlage dieser all-
gemeinen Vorschrift gewährten Ausgleichsleistungen be-
richtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/20071. Soweit ein öffentlicher Dienstleis-
tungsauftrag besteht, sind die Ausgleichsleistungen nach 
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der 
Ausgleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen öf-
fentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit ge-
samthaft zusammen mit den Ausgleichsleistungen die-
ses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des 
Berichts nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/20071 dargestellt.

7.2
Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht 
nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/20071 erforderlich ist, können Daten, die im Zusam-

menhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch-
nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert 
werden. Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich auf-
grund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können 
sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheim-
haltung der von ihnen gemachten Angaben berufen.

8.
Inkrafttreten und Geltungsdauer; 

Außerkrafttreten
8.1

Diese allgemeine Vorschrift tritt gemäß am 01.05.2023 in 
Kraft. Die Verpflichtung nach Ziffer 2 tritt zum 1. Mai 2023 
in Kraft. 

8.2
Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. Dezember 2023 
außer Kraft. Sie kann durch allgemeine Vorschrift verlän-
gert, geändert oder aufgehoben werden. 

8.3
Der Landkreis Hof kann diese allgemeine Vorschrift 
und die damit verbundene Pflicht zur Anerkennung des 
Deutschlandtickets außer Kraft setzen, insbesondere 
wenn der Bund oder der Freistaat Bayern keine ausrei-
chende Unterstützung des Deutschlandtickets mehr si-
cherstellen, um die auf Basis der allgemeinen Vorschrift 
bestehenden Ausgleichsansprüche vollumfänglich zu 
befriedigen. Im Falle eines vorzeitigen Außerkraftsetzens 
entfällt der Ausgleichsanspruch mit Wirkung für die Zu-
kunft; ein angemessener Vorlauf ist zu gewährleisten.  

Hof, den 26.04.2023

Landratsamt Hof

D r .  O l i v e r  B ä r
Landrat

2.	 Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Ab-
satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071) des  
Landkreises Hof über die Festsetzung des 
Deutschlandtickets als Höchsttarif 

Satzung
(allgemeine Vorschriften)

1.
Rechtsgrundlagen

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze  
2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), 
Artikel 8 Absätze 1 und 2 des Gesetzes über den öffent-
lichen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG) und 
Artikel 17 LKrO sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit 
Art. 2 Buchstabe l der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 
erlässt der Landkreis Hof die nachfolgende allgemeine 
Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als 
Höchsttarif im allgemeinen öffentlichen Personennah-
verkehr (allgemeiner ÖPNV) und zur Gewährung von 
Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im Zusam-
menhang mit der Beförderung von Fahrgästen mit einem 
Deutschlandticket.

7
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2.
Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung

2.1
Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich die-
ser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 2.3) öffentliche 
Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbrin-
gen, sind verpflichtet, während der Laufzeit dieser allge-
meinen Vorschrift (dazu Ziffer 8) das Deutschlandticket im 
Sinne des § 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes 
(RegG) als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verord-
nung (EG) Nr. 1370/20071 gemäß den Vorgaben dieser 
allgemeinen Vorschrift entsprechend Ziffer 2.2 anzuer-
kennen (im Folgenden „Tarifanerkennung“ bzw. „Tarifan-
erkennungspflicht“).

2.2
Die Tarifanerkennung im Sinne von Ziffer 2.1 beinhal-
tet die Beförderung von Fahrgästen mit einem gültigen 
Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich gelten-
den Tarifbedingungen gemäß den Tarifbestimmungen 
Deutschlandticket in der jeweils geltenden Fassung (An-
lage 1), ohne dass den Fahrgästen hierfür zusätzliche 
Kosten entstehen. Die Anerkennung des Deutschlandti-
ckets verpflichtet das Verkehrsunternehmen nicht zum 
Vertrieb; soweit vorhanden (gemeinwirtschaftliche Ver-
kehre, dazu Ziffer 3.1) gelten diesbezüglich die entspre-
chenden Regelungen des jeweiligen öffentlichen Dienst-
leistungsauftrags zwischen dem Verkehrsunternehmen 
und der jeweils zuständigen Behörde. Die Verkehrsun-
ternehmen sind im Zusammenhang mit der Anerkennung 
des Deutschlandtickets zudem berechtigt und verpflichtet, 
an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für 
das Deutschlandticket (Anlage 2 und 3) teilzunehmen, 
die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, beste-
hende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu 
machen und ggf. diese Ansprüche überschießende Ein-
nahmen abzugeben. Die Verkehrsunternehmen sind zu-
dem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang mit 
der Tarifanerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsan-
träge für das Deutschlandticket selbst zu stellen und/oder 
bei entsprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und 
keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in 
dem möglichen und erforderlichen Umfang an der bun-
desweit einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets 
mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutschlandtickets 
entsprechend den bundesweit abgestimmten Kontroll-
merkmalen ist technisch unter Einsatz entsprechender 
Kontrollgeräte zu gewährleisten; die bundesweit abge-
stimmten Eckpunkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets 
sind einzuhalten.

2.3
Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 bein-
haltet zudem die Beförderung von Studierenden, Aus-
zubildenden und Freiwilligendienstleistenden mit einem 
gültigen ermäßigten Deutschlandticket (Ermäßigungsti-
cket) gemäß Anlage 1. Die Verkehrsunternehmen sind 
im Hinblick auf die Anerkennung des Ermäßigungstickets 
zudem berechtigt und verpflichtet, bei der bundesweiten 
Einnahmeaufteilung wie folgt vorzugehen: Das Ermäßi-
gungsticket ist bei der bundesweiten Einnahmeaufteilung 
mit dem regulären Preis des Deutschlandtickets ohne die 
ergänzende Ermäßigung in Bayern anzusetzen.

2.4
Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift er-
streckt sich geografisch auf das gesamte Gebiet, für das 
der Landkreis Hof, unter Berücksichtigung von bestehen-
den Regelungen zur Übertragung von Zuständigkeiten 
mit benachbarten zuständigen Behörden, die Befugnis 
als zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe 
b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 für den allgemei-
nen ÖPNV innehat.  

3.
Vorrangige Regelungen öffentlicher 

Dienstleistungsaufträge; 
Abschluss von Umsetzungsvereinbarungen

3.1
Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemei-
nen öffentlichen Personenverkehr auf Grundlage öffent-
licher Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemein-
wirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen 
dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich 
etwaiger Ergänzungen und/oder Nachträge im Grundsatz 
vorrangig vor den Regelungen dieser allgemeinen Vor-
schrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerken-
nung nur insoweit, wie der jeweilige öffentliche Dienstleis-
tungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung 
des Deutschlandtickets enthält; im Übrigen ergibt sich die 
Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu ge-
währenden Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen 
Vorschrift. Die Umsetzung der Tarifanerkennung im Ein-
zelnen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleis-
tungen sowie der erforderlichen Nachweisführung hierfür 
erfolgt auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienst-
leistungsauftrags unter vollständiger Beachtung der Re-
gelungen dieser allgemeinen Vorschrift.

3.2
Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirt-
schaftlich erbracht werden, können zur Umsetzung dieser 
allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungs-
vereinbarungen zwischen dem jeweiligen Verkehrsunter-
nehmen und dem Landkreis Hof abgeschlossen werden. 
In der Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere die 
konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der 
Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen 
Vorschrift geregelt werden. Die Umsetzungsvereinbarung 
begründet keinerlei eigenständige Tarifanerkennungs-
pflichten oder Ausgleichsansprüche.

4.
Ausgleichsleistungen

4.1
Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser 
allgemeinen Vorschrift Anspruch auf Ausgleichsleistun-
gen für die ihnen durch die Anerkennung des Deutsch-
landtickets entstehenden finanziellen Nachteile. 

1 	 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLA-
MENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 
DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. 
Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenperso-
nenverkehrsdienste (ABl. L 354/22).
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Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus einer 
Gegenüberstellung der Situation mit Anerkennung des 
Deutschlandtickets („Mit-Fall“) und der Situation mit An-
wendung der bis dahin geltenden Tarife („Ohne-Fall“) 
unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils ver-
bundenen positiven und negativen Effekte. Bei der Ge-
genüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze zu 
beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen 
des jeweils zugrundeliegenden öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach 
diesen Grundsätzen zu regeln.

In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichs-
leistungen gelten die Ziffern 5.4.1 bis 5.4.8 der Muster-
Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im 
öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit 
dem Deutschlandticket im Jahr 2024 aus Bundes- und 
Landesmitteln (Muster-Richtlinien 2024) in der Anlage 2 
für das Jahr 2024 vom 16. November 2023 sowie die Zif-
fern 4.3.1 bis 4.3.4 der Richtlinie Bayern 2024 vom 22. 
Januar 2024 (Anlage 3); für die folgenden Jahre gelten 
diese Vorgaben unter Berücksichtigung der jeweils gel-
tenden Richtlinie Deutschlandticket und Richtlinie Bayern 
sowie ggf. weitergehender Vorgaben insbesondere des 
Bundes, des Freistaates Bayern oder der EU-Kommissi-
on für das jeweilige Jahr entsprechend. 

Für vollständig neu eingeführte verkehrliche Angebote, 
für die keine Referenzwerte des Jahres 2019 ermittelt 
werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen 
ausnahmsweise die Nutzung von Ist-Daten des Jahres 
2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren 
bestehen, sind validierte Prognosedaten zulässig. Diese 
Prognosedaten müssen unter Berücksichtigung der tat-
sächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem Deutschlandti-
cket und der preislichen Elastizität beim Nachweisverfah-
ren validiert werden.

4.1.1
Bezüglich der im Ohne-Fall (siehe Nr. 4.1) bis einschließ-
lich des Jahres 2023 gewährten Ausgleichsleistungen 
auf Grundlage des § 45a PBefG war zur Vermeidung von 
Verwerfungen im Zusammenhang mit der Tarifanerken-
nung des Deutschlandtickets eine entsprechende Erklä-
rung zum Verfahren der Berechnung der Ausgleichsleis-
tungen erforderlich. Das BayÖPNVG wurde mit Gesetz 
vom 24. Juli 2023 angepasst. Der Ausgleich nach § 45a 
PBefG wird durch eine landesgesetzliche Regelung er-
setzt. Verkehrsunternehmen erhalten für Linienverkehre 
mit einer Genehmigung, deren Laufzeit bis spätestens 
zum 30. September 2024 beginnt, während der gesamten 
Laufzeit dieser Genehmigung Leistungen nach dieser all-
gemeinen Vorschrift. Für Linienverkehre mit einer Geneh-
migung, deren Laufzeit zwischen dem 1. Oktober 2024 
und dem 31. Dezember 2024 beginnt, erhalten sie diese 
Leistungen längstens bis zum 31. Juli 2033. Hiervon aus-
genommen sind eigenwirtschaftliche Genehmigungen, 
die sich in Bezug auf eine Vorabbekanntmachung, die 
innerhalb des Kalenderjahres 2023 veröffentlicht wurde, 
durchgesetzt haben. Die Laufzeit dieser Genehmigungen 
kann auch nach dem 31. Dezember 2024 beginnen; Ver-
kehrsunternehmen erhalten in diesem Fall während der 
gesamten Laufzeit dieser Genehmigung Leistungen nach 
dieser allgemeinen Vorschrift. Diese allgemeine Vorschrift

umfasst insoweit mit Inkrafttreten der Gesetzesände-
rung am 1. Januar 2024 auch die Ausgleichsleistungen 
in der Höhe des Betrages, der sich bei entsprechender 
Anwendung des Verfahrens zur Berechnung nach Satz 
1 ergibt. Der Ausgleichsanspruch des Unternehmers en-
det mit Ablauf der Liniengenehmigungen. Der Ausgleich 
wird bei Änderungen des Angebots entsprechend wert-
anteilig angepasst. Die zum Ausgleich der weggefallenen 
Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG gewährten Be-
träge sind gesondert auszuweisen. Näheres hierzu regelt 
Nr. 5.5.3. Die Höhe der zum Ausgleich der weggefalle-
nen Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG gewährten 
Beträge wird dabei pauschaliert auf der Grundlage der 
Ausgleichshöhe im Jahr 2019 ermittelt und ersetzt diese 
Ausgleichsleistungen. Auf Basis einer ersten Prognose 
einer linien- bzw. linienbündelscharfen Zuordnung der 
§ 45a PBefG Ausgleichsleistungen aus dem Jahr 2019 
beantragt der Auftragnehmer über das DTBY-Portal3 bei 
dem Auftraggeber bis zum 1. März 2024 eine Voraus-
zahlung von 50 Prozent der Ausgleichsleistungen für das 
Jahr 2024. Diese Zuordnung erfolgt entsprechend dem in 
Anlage 3 beschriebenen Verfahren. Bis zum 1. Septem-
ber 2024 erfolgt die Berechnung der linien- bzw. linien-
bündelscharfen Zuordnung der § 45a PBefG-Ausgleichs-
leistungen im Jahr 2019 durch den Auftragnehmer und 
beantragt auf dieser Grundlage die zweite Vorauszahlung 
in Höhe von 50%. 3 DTBY-Portal: Portal des Freistaates 
Bayern zum Vollzug der Abrechnung des Deutschlandti-
ckets; erreichbar unter https://dtby.intraplan.de/ Im Fall 
wesentlicher Änderungen im Linienangebot oder neuer 
Verkehre im Zeitraum von 2020 bis 2022 beantragt der 
Auftragnehmer die Vorauszahlungen auf Grundlage der 
im Jahr 2022 beschiedenen Ausgleichshöhe. Hierfür stellt 
der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine valide und 
nachvollziehbare Berechnung als Grundlage zur Verfü-
gung. Der Auftraggeber prüft diese Berechnung zusam-
men mit der zuständigen Regierung, insbesondere unter 
Rückgriff auf die Zahl der Auszubildenden und Schüle-
rinnen und Schüler. Für wesentliche Änderungen im Li-
nienangebot sowie neue Verkehre in den Jahren 2023 
oder 2024 bildet eine valide und nachvollziehbare, vom 
Aufgabenträger und der Regierung geprüfte und bestä-
tigte Berechnung des Unternehmens die Grundlage des 
Ausgleichs. Diese greift insbesondere auf die Zahl der 
Schülerinnen und Schüler im Rahmen der Bestandssi-
cherung zurück. Werden während der Gültigkeit dieser 
allgemeinen Vorschrift wesentliche Veränderungen des 
Linienangebotes festgestellt, werden die pauschalierten 
Ausgleichsleistungen wertanteilig angepasst. Die Höhe 
der Ausgleichsleistungen verringert sich bei Auslaufen 
einzelner Liniengenehmigungen entsprechend den Wert-
anteilen der jeweiligen Linien. Einzelheiten regelt Anlage 
3 zu dieser allgemeinen Vorschrift. Wesentliche Änderun-
gen werden in der nächsten Auszahlung berücksichtigt. 
Erforderlichenfalls erfolgt nach Ende der Genehmigungs-
laufzeit oder der Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift 
eine Korrektur; die Regelungen nach Nr. 4.3.4 finden ent-
sprechend Anwendung.

4.1.2
Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaß-
nahmen bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere für 
den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff 
SGB IX. Dies gilt gleichermaßen auch für weitere beste-

9
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hende Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichs-
regelungen des Landkreises Hof (ggf. aktuell für das 
365-Euro-Ticket) oder Dritter, die für das Verkehrsun-
ternehmen Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere 
Ausgleichsregelungen nebeneinander, insbesondere bei 
Tarifvorgaben im Rahmen verschiedener allgemeiner 
Vorschriften, ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleistun-
gen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt 
werden. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die 
hierfür gewährten Ausgleichsleistungen im Rahmen der 
Nachweisführung (dazu Ziffer 5) jeweils getrennt und 
nachvollziehbar darzustellen.

4.1.3
Der Landkreis Hof kann künftig auch zusätzliche Tarifvor-
gaben und Ausgleichsregelungen treffen.

4.2
Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungs-
aufträgen bleiben unberührt.

4.3
Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vor-
schrift sind der Höhe nach begrenzt auf den finanziellen 
Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und 
Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit dem Anhang der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/20071. Diesbezüglich gilt:

4.3.1
Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht 
aus dieser allgemeinen Vorschrift entspricht nach dem 
Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 der Sum-
me aller (positiven und negativen) Auswirkungen aus der 
Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allge-
meinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket. 
Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist somit 
eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten und 
Einnahmen vorzunehmen. Bei den Auswirkungen auf die 
Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz 
des „Mit-Falls“ und des „Ohne-Falls“ entsprechend Ziffer 
4.1. Weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen 
können berücksichtigt werden, soweit diese im Einzel-
fall nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kosten 
(Ausgaben) richten sich ebenfalls nach Ziffer 4.1.

4.3.2
Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/20071 werden bei gemeinwirtschaftlichen Ver-
kehren im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienst-
leistungsauftrags umgesetzt. Dies gilt insbesondere auch 
im Hinblick auf das Erfordernis einer Trennungsrechnung 
gemäß Ziffer 5 sowie die Gewährleistung eines Anreizes 
gemäß Ziffer 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 
1370/20071. Im Hinblick auf die Vermeidung einer Über-
kompensation gilt Ziffer 4.3.4; die Umsetzung ist im Rah-
men des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags 
zu gewährleisten.

4.3.3
Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforde-
rungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 

wie folgt gewährleistet:

-	 Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Ziffer 5 

	 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 
sind einzuhalten; 

-	 Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Ziffer 
6 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 
gilt Ziffer 4.3.4.

4.3.4
Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vor-
schrift dürfen nicht zu einer Überkompensation im Sinne 
des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 führen. 
Die Vermeidung einer Überkompensation wird unter Be-
achtung der Vorgaben von Ziffer 6 des Anhangs in Bezug 
auf den angemessenen Gewinn wie folgt gewährleistet: 
Die Überkompensationskontrolle ist jährlich durchzufüh-
ren. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen Netto-
effekt aus der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets 
nicht übersteigen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der 
ein angemessener Gewinn von 6,5 Prozent vom Umsatz 
für die zugrundeliegenden Verkehrsdienste erreicht wird. 
Ein höherer Gewinn kann im Einzelfall als angemessen 
akzeptiert werden, wenn die Verkehrsdienste in einem 
europaweit bekanntgemachten Vergabeverfahren mit 
mehreren Bietern vergeben wurde und das Verkehrs-
unternehmen nachweist, dass es über die Laufzeit des 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags, ohne Betrachtung 
der Corona-geprägten Jahre 2020 bis 2022, eine höhe-
re Umsatzrendite mit den zugrundeliegenden Verkehrs-
diensten erzielt hat. Das Verkehrsunternehmen stellt die 
für die Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kosten 
und Erlösen umfassend zur Verfügung und ermöglicht 
so die Überprüfung des Vorliegens einer Überkompen-
sation. Bei der Ermittlung des angemessenen Gewinns 
in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen sind Kosten nur 
maximal in der Höhe berücksichtigungsfähig, die sich aus 
dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag ergibt. Bei Bedarf 
können restriktivere Regelungen für den Einzelfall getrof-
fen werden. Änderungen beim Angebot und Angebotsun-
terbrechungen sind entsprechend Ziffer 4.1 angemessen 
zu berücksichtigen. Die Berechnung einschließlich der 
Datengrundlagen müssen einer Überprüfung durch den 
Landkreis Hof oder dessen Beauftragten zugänglich ge-
macht werden (vgl. Ziffer 5.8). Zum Nachweis einer nicht 
vorhandenen Überkompensation ist eine unternehmens-
individuelle Aufstellung über die Berechnung des finan-
ziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifpflicht im 
Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug 
auf das Deutschlandticket entsprechend Ziffer 4.3.1 dif-
ferenziert nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren und 
eigenwirtschaftlichen Verkehren jeweils bis zum 31. Ja-
nuar des zweiten auf das abzurechnende Jahr folgenden 
Kalenderjahres vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstellung 
ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach 
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte 
Überkompensation auszuweisen. Die Richtigkeit dieser 
Aufstellung ist bezogen auf jeden bestehenden öffentli-
chen Dienstleistungsauftrag bzw. jeden eigenwirtschaftli-
chen Verkehr von einem Steuerberater oder Wirtschafts-
prüfer zu bestätigen; betreibt das Verkehrsunternehmen 
im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift mehre-
re eigenwirtschaftliche Verkehre, können die Nachweise 
gesamthaft hierfür erbracht werden. Sollte im Einzelfall 
dennoch eine Überkompensation festgestellt werden, hat 
das Verkehrsunternehmen den überkompensierenden
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Betrag zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe ein-
schließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkompensation 
zurückzuzahlen.

5.
Darlegungs- und Nachweispflichten

5.1
Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und 
Nachweispflicht für sämtliche in dieser allgemeinen Vor-
schrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen 
an die Gewährung der Ausgleichsleistungen. Es ist ver-
pflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemei-
nen Vorschrift erforderlichen Angaben vollständig und 
wahrheitsgemäß zu machen.

5.2
Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils bis 
zum 20. eines Monats für den Vormonat alle selbst oder 
im Namen des Verkehrsunternehmens erfolgten Verkäufe 
des Deutschlandtickets einschließlich der Verkäufe des 
ermäßigten Deutschlandtickets, wobei hier der nicht er-
mäßigte Kaufpreis anzusetzen ist, unmittelbar an die in Nr. 
5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannte Clearingstelle 
zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflich-
tet, die selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmens 
erfolgten Verkäufe der übrigen Fahrausweise bis zum 50. 
Tag nach Ende eines Monats unmittelbar an die in Nr. 
5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannte Clearingstelle 
zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflich-
tet, die vorläufigen Soll-Einnahmen inklusive tariflicher 
Fortschreibung gemäß Richtlinien Bayern 2024 an die in 
Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannte Clearing-
stellte einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 2024 
bis zum 20. Februar 2024 zu melden. Die Meldung muss 
den von technischen Voraussetzungen entsprechen, die 
von der in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannten 
Clearingstelle vorgegeben werden (https://infoportal.mo-
bil.nrw/koordinierungsrat.html). Der Landkreis Hof erhält 
eine Abschrift der Meldung. Zusätzlich sind die Verkehrs-
unternehmen verpflichtet, die Meldungen an die benann-
te Clearingstelle parallel auch in das DTBY-Portal ein-
zustellen. Die Meldung kann auch über einen von ihnen 
beauftragten Dritten (Dienstleister) bzw. die zuständige 
Tariforganisation (Verbund, etc.) analog der Meldung an 
die benannte Clearingstelle erfolgen. Meldungen betref-
fend das Jahr 2024, die vor dem 1. Mai 2024 an die oben 
genannte Clearingstelle gesandt wurden, sind bis zum 
15. Juli 2024 in das DTBY-Portal nachzutragen.

5.3
Für die Antragstellung des Landkreises Hof beim Freistaat 
Bayern am 30. September 2024 sind von den Verkehrs-
unternehmen bis zum 13. September 2024 vorzulegen:

-	 Berechnungen oder eine Prognose der Höhe der vor-
aussichtlichen Ausgleichsleistungen entsprechend 
den im DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterla-
gen und Berechnungsmethode;

-	 Prognosen der Verbundorganisationen über die Min-
derungen entsprechend den im DTBY-Portal zur Ver-
fügung gestellten Unterlagen und Berechnungsme-
thode sowie weitere begründete Unterlagen; sofern 
entsprechende Daten von der Verbundorganisation 

	 nicht rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden, hat 
das Verkehrsunternehmen entsprechende Prognosen 
und begründende Daten selbst vorzulegen;

- 	 Prognose der Anzahl der verkauften Ermäßigungsti-
ckets entsprechend den im DTBY-Portal zur Verfügung 
gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. Die-
se sind getrennt auszuweisen nach Studierenden so-
wie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und 
Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind 
entsprechend getrennt nach den einzelnen solidari-
schen Semestertickets und ohne (solidarisches) Se-
mesterticket auszuweisen. Wo möglich, sollen diese 
Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt 
werden; - Prognose der tariflichen Mindereinnahmen 
durch das Ermäßigungsticket entsprechend den im 
DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und 
Berechnungsmethode. Diese sind getrennt auszuwei-
sen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtig-
ten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). 
Die Studierenden sind entsprechend getrennt nach 
den einzelnen solidarischen Semestertickets und 
ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo 
möglich, sollen diese Prognosen von den Verbundor-
ganisationen erstellt werden.

5.4
Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letztverfüg-
baren Stand bis zum 31. März 2025 die nachfolgend auf-
geführten Daten und Nachweise:

- 	 die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungsti-
ckets; die Tickets sind monatsscharf getrennt aus-
zuweisen nach Studierenden sowie den weiteren 
Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienst-
leistende); die Angaben zu den Studierenden sind ge-
trennt nach den vorhandenen einzelnen Hochschulen 
mit (solidarischen) Semestertickets und ohne (solida-
risches) Semesterticket darzustellen; Auf Anforderung 
sind die jeweils zugrundeliegenden Daten und Be-
rechnungen offenzulegen.

5.5
Vorzulegen sind endgültig bis zum 31. Januar 2026 die 
nachfolgend aufgeführten Daten und Nachweise. Auf An-
forderung sind die zugrundeliegenden Daten und Berech-
nungen offenzulegen. Soweit bezogen auf die Vorlage 
der endgültigen Daten und Nachweise das endgültige Er-
gebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung maßgeblich 
ist, dies jedoch zum 31. Januar 2026 noch nicht vorliegt, 
wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der 
Einnahmenaufteilung (jedoch nicht älter als einen Monat) 
zugrunde gelegt; eine spätere Korrektur findet ungeach-
tet der Pflicht zum Nachreichen von Testaten nicht statt.

5.5.1 
Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Dezem-
ber 2019 sind die nachfolgenden Daten und Nachweise 
vorzulegen:

- 	 die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden 
Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, landes-
weite Tarife, Haustarife) in dem das Verkehrsunter-
nehmen tätig ist;

11
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- 	 die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunterneh-
men zugeordneten Fahrausweise und Erlöse differen-
ziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe so-
wie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich anzugeben ist der 
Umfang der Betriebsleistungen im Referenzzeitraum 
von Januar 2019 bis Dezember 2019 in Soll-Fahrplan-
Kilometern;

- 	 Bestätigungen der Verbundorganisationen über die 
aufgeteilten Einnahmen im Kalenderjahr 2019 und die 
Einnahmenaufteilung sowohl für die hochgerechneten 
als auch für die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen; 
hinzuzufügen sind auch betragsmäßige Erlösminde-
rungen aus Vertriebsprovisionen.

	 5.5.2 
Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den 
Zeitraum Januar 2024 bis Dezember 2024 hochgerech-
neten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen sind vorzulegen:

- 	 für die im Referenzzeitraum (Nr. 5.5.1) bestehenden 
Kartenarten und Preisstufen die jeweilige Höhe des 
Tarifs;

- 	 soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Re-
ferenzpreise zuordnen lassen oder es sich um stück-
zahlunabhängige Pauschalangebote handelt: die mit-
tels der aus der Berechnung nach Nr. 4.3.1.1 Satz 1 
der Richtlinien Bayern 2024 abgeleiteten durchschnitt-
lichen prozentualen Tarifanpassung hochgerechneten 
Höhe des jeweiligen rechnerischen Tarifs;

-	 die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im Ap-
ril 2023 und im Januar 2025;

- 	 der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, 
Wagen-, bzw. Zug-Kilometern im Kalenderjahr 2024 
und das Verhältnis zum Referenzzeitraum des Kalen-
derjahres 2019.

5.5.3
Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleis-
tungen sind bezogen auf Kalenderjahr 2024 vorzulegen:

 - 	 die ermittelten anzusetzenden tatsächlichen Fahr-
geldeinnahmen der Monate Januar 2024 bis Dezem-
ber 2024;

- 	 die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungsti-
ckets; die Tickets sind getrennt auszuweisen nach 
Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Aus-
zubildende und Freiwilligendienstleistende); die An-
gaben zu den Studierenden sind getrennt nach den 
einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne Se-
mesterticket darzustellen;

- 	 Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis 
der Einnahmenaufteilung; auf Anforderung sind diese 
auch für die Vorjahre vorzulegen;

- 	 die jeweils maßgeblichen Regelungen oder Vereinba-
rungen zur Durchführung der Einnahmenaufteilung für 
die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet 

	 oder anerkennt; auf Anforderung sind diese auch für 
die Vorjahre vorzulegen;

- 	 Nachweise über die erzielten Einnahmen und Erlöse 
sowie zur Einnahmenaufteilung bei Gemeinschafts-
tarifen einschließlich der Zuordnung zum jeweils für 
den öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder den ei-
genwirtschaftlichen Verkehr maßgeblichen Zuständig-
keitsgebiet für die Monate Januar 2024 bis Dezember 
2024; sollte der Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, 
ist zunächst eine vorläufige Bescheinigung des jewei-
ligen Verbundes über die Einnahmenzuscheidung bei-
zubringen; der Nachweis ist in diesem Fall schnellst-
möglich nachzureichen;

- 	 soweit Nr. 4.3.1.1 Satz 6 der Richtlinien Bayern 2024 
(Tarifdeckel) Anwendung findet, ist eine transparente 
Überleitungsrechnung der Soll- und Ist-Einnahmen 
vorzulegen;

- 	 die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungsti-
ckets; die Tickets sind monatsscharf getrennt aus-
zuweisen nach Studierenden sowie den weiteren 
Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienst-
leistende); die Angaben zu den Studierenden sind 
getrennt nach den einzelnen Hochschulen mit (soli-
darischen) Semestertickets und ohne Semesterticket 
darzustellen;

- 	 Nachweise über die im Zusammenhang mit der An-
erkennung des Deutschlandtickets entstandenen  
(Mehr-) Kosten, soweit diese nach Maßgabe der 
Richtlinien Bayern 2024 ausgeglichen werden; - Nach-
weise über positive oder negative Effekte hinsichtlich 
der Ausgleichszahlungen auf Grundlage der §§ 228 ff 
SGB IX;

- 	 Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleis-
tungen aus allgemeinen Vorschriften;

- 	 Nachweise über positive und negative Effekte für das 
Verkehrsunternehmen in Bezug auf Vertriebsprovisio-
nen, die sich aus der Anerkennung des Deutschlandti-
ckets für die Monate Januar 2024 bis Dezember 2024 
ergeben;

- 	 Bestätigungen der Verbundorganisationen über die 
betragsmäßigen Erlösminderungen aus Vertriebspro-
visionen oder Einsparungen von Vertriebsprovisionen.

5.5.4
Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleis-
tungen sind bezogen auf die gesamte Laufzeit des öffent-
lichen Dienstleistungsauftrags oder die gesamte Laufzeit 
der einem eigenwirtschaftlichen Verkehr zugrundeliegen-
den Liniengenehmigungen vorzulegen:

- 	 vollständige Angaben über die durch das Verkehrs-
unternehmen verkauften Tarife und Tickets (kassen-
technische Einnahmen) jeweils differenziert nach Ka-
lendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen 
einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzah-
len jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunterneh-
men anwendet;
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- 	 vollständige Angaben über die durch das Verkehrs-
unternehmen erzielten Fahrgelderlöse differenziert 
nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und 
Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife und der 
Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das Verkehrs-
unternehmen anwendet oder anerkennt; maßgeblich 
sind bei Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nach-
folgenden Regelung, die endgültigen Ansprüche des 
Verkehrsunternehmens nach Maßgabe der Einnah-
menaufteilungen;

- 	 vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro 
je Personenkilometer und Tarifsorte) und Verkehrsleis-
tung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und 
Personenkilometern), soweit diese Daten im Rahmen 
der jeweiligen Einnahmenaufteilung zu Grunde gelegt 
werden;

- 	 Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarif-
liche Auswirkungen (Mindereinnahmen) einschließlich 
der hierfür gewährten Ausgleichsleistungen; diese sind 
von den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) 
des Deutschlandtickets und den hierfür gewährten 
Ausgleichsleistungen nachvollziehbar abzugrenzen, 
sodass ein doppelter Ausgleich ausgeschlossen ist;

- 	 Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation 
gemäß Nr. 4.3.4 einschließlich Bestätigung der Ein-
haltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift 
geregelten Anforderungen sowie der korrekten Ermitt-
lung und sachlichen Richtigkeit der Daten;

- 	 Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben 
und vorgelegten Daten.

5.6
Der Landkreis Hof kann vom Verkehrsunternehmen die 
Vorlage weiterer Angaben und Nachweise verlangen, so-
weit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den 
Muster-Richtlinien 2024 oder insbesondere aufgrund von 
Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-Kom-
mission oder des Obersten Rechnungshofes erforderlich 
ist. Werden die unter Ziffern 5.2 bis 5.5 genannten sowie 
ggf. darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten Unter-
lagen und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann 
die Ausgleichsleistung für das das jeweils abzurechnende 
Jahr ganz oder teilweise versagt werden. Bereits geleis-
tete Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzahlen.

5.7
Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei ge-
meinwirtschaftlichen Verkehren unter Beachtung der vor-
stehenden Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der 
dortigen Regelungen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkeh-
ren können in der Umsetzungsvereinbarung ergänzen-
deRegelungen zur Darlegungs- und Nachweisführung 
getroffen werden.

5.8
Der Landkreis Hof kann die von dem Verkehrsunterneh-
men nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift bei 
zubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate 
oder ähnliches selbst oder durch einen von ihm bestimm- 

ten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen 
lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf 
entsprechendes Verlangen Einblick in die hierfür notwen-
digen Unterlagen zu gewähren. 

5.9
Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von 
Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. personenbezogenen 
Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorga-
ben beachtet. Sofern die jeweils geltenden Richtlinien 
Deutschlandticket diesbezüglich weitergehende Vorga-
ben trifft, werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf 
werden hierzu entsprechende Vereinbarungen zwischen 
Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Hof getroffen. 
Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der zugrun-
deliegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür 
geltenden Fristen.

6.
Abwicklung der Ausgleichsleistungen, 

Abschlagszahlungen
6.1

Soweit im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienst-
leistungsauftrags oder der Umsetzvereinbarung nichts 
Abweichendes geregelt wird, gewährt die zuständige Be-
hörde dem Verkehrsunternehmen auf Antrag Abschlags-
zahlungen gemäß Nr. 6.2 und Nr. 6.3.

6.2
Die Verkehrsunternehmen erhalten für die Monate Janu-
ar 2024 bis April 2024 auf Antrag eine erste Abschlags-
zahlung in Höhe von 50 Prozent der für das Jahr 2023 
vorläufig gewährten Ausgleichsleistungen. Der Antrag auf 
die erste Abschlagszahlung ist bis zum 19. Februar 2024 
über das DTBY-Portal zu stellen. Für die Monate Mai bis 
August 2024 erhalten die Verkehrsunternehmen auf An-
trag eine zweite Abschlagszahlung entsprechend dem für 
den Zeitraum Mai bis August 2024 gemäß den Vorgaben 
des DTBY-Portals prognostizierten Ausgleichsbedarf für 
das Jahr 2024. Der Antrag auf zweite Abschlagszahlung 
ist bis zum 15. April 2024 über das DTBY-Portal an den 
Aufgabenträger zu stellen. Eine dritte Abschlagszahlung 
für die Monate September bis Dezember 2024 wird auf An-
trag entsprechend dem voraussichtlichen Bedarf gewährt. 
Der Antrag ist bis zum 15. Juli 2024 über das DTBY-Portal 
an den Aufgabenträger zu stellen. Die Vorgaben zur kon-
kreten Ermittlung des voraussichtlichen Bedarfs und die 
konkrete Abwicklung der dritten Abschlagszahlung richtet 
sich nach den entsprechenden, durch das Staatsministe-
rium für Wohnen, Bau und Verkehr festzulegenden Vor-
gaben im DTBY Portal. Der Betreiber des DTBY-Portals 
ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbei-
tung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies 
zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.

6.3
Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen gemäß Nr. 6.2 
gewährt der Landkreis Hof Abschlagszahlungen auf die 
Ausgleichsleistungen für die Mindereinnahmen aus dem
Ermäßigungsticket wie folgt: Jeweils zum 15. des auf die 
Gültigkeit des jeweils ausgegebenen Tickets folgenden 
Monats können 13 Abschlagszahlungen über das DTBY-
Portal beantragt werden. Hierzu ist dort die Anzahl der 
jeweils ausgegebenen, gültigen Ermäßigungstickets zu

13
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melden. Die Höhe der Abschlagszahlung beträgt je ge-
meldetem verkauften Ermäßigungsticket 20 Euro. Das 
Verkehrsunternehmen kann sich zu der Antragsstellung 
auch eines Dienstleisters bedienen. Der Betreiber des 
DTBY-Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortli-
cher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berech-
tigt, soweit dies zur Abwicklung der Leistungen erforder-
lich ist.

6.4
Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach 
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift erfolgt unter Be-
rücksichtigung der Abschlagszahlungen nach den Nrn. 
6.2 und 6.3. Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleis-
tungen beinhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen 
und zum Umgang mit Überzahlungen (Rückerstattung 
oder Verrechnung) einschließlich etwaiger Verzinsungen.

7.
Veröffentlichung nach Art. 7 

Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071

7.1
Der Landkreis Hof ist über die auf Grundlage dieser all-
gemeinen Vorschrift gewährten Ausgleichsleistungen be-
richtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/20071. Soweit ein öffentlicher Dienstleis-
tungsauftrag besteht, sind die Ausgleichsleistungen nach 
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der 
Ausgleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen öf-
fentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit ge-
samthaft zusammen mit den Ausgleichsleistungen die-
ses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des 
Berichts nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/20071 dargestellt.

7.2
Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht 
nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/20071 erforderlich ist, können Daten, die im Zusam-
menhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch 
nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert 
werden. Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich auf-
grund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können 
sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheim-
haltung der von ihnen gemachten Angaben berufen.

8.
Inkrafttreten und Geltungsdauer; 

Außerkrafttreten
8.1

Diese allgemeine Vorschrift tritt gemäß am 01.01.2024 in 
Kraft. 

8.2
Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. Dezember 2024 
außer Kraft.  Die Abwicklung des Verfahrens über die Ge-
währung von Ausgleichsleistungen für das Kalenderjahr 
2024 wird auch nach dem Außerkrafttreten gemäß Satz 
1 nach den Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift 
zu Ende geführt (insbesondere die Erfüllung sämtlicher 
Nachweispflichten durch die Verkehrsunternehmen und 
Durchführung der Schlussabrechnung). Die allgemeine 
Vorschrift kann durch Änderungssatzung verlängert, ge-
ändert oder aufgehoben werden. 

8.3
Der Landkreis Hof kann diese allgemeine Vorschrift 
und die damit verbundene Pflicht zur Anerkennung des 
Deutschlandtickets außer Kraft setzen, insbesondere 
wenn der Bund oder der Freistaat Bayern keine ausrei-
chende Unterstützung des Deutschlandtickets mehr si-
cherstellen, um die auf Basis der allgemeinen Vorschrift 
bestehenden Ausgleichsansprüche vollumfänglich zu 
befriedigen. Im Falle eines vorzeitigen Außerkraftsetzens 
entfällt der Ausgleichsanspruch mit Wirkung für die Zu-
kunft; ein angemessener Vorlauf ist zu gewährleisten.  

Hof, den 20.12.2023

Landratsamt Hof

D r .  O l i v e r  B ä r
Landrat

3.	 Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Ab-
satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071) des  
Landkreises Hof über die Anwendung des VGN-
Gemeinschaftstarifs in dem ab dem 1. Januar 
2024 geltenden VGN-Verbundgebiet als Höchst-
tarif im allgemeinen ÖPNV 

Hintergrund

In seiner Regierungserklärung vom 18. April 2018 hat 
Herr Ministerpräsident Dr. Markus Söder erklärt, dass 
der Freistaat Bayern neue Wege im Bereich des ÖPNV 
gehen wolle, u.a. auch durch die Schaffung einheitlicher 
Verbundstrukturen. Darauf Bezug nehmend haben sich 
die Städte Coburg und Hof sowie die Landkreise Coburg, 
Hof, Kronach, Kulmbach, Tirschenreuth und Wunsiedel, 
allesamt Mitglieder der Europäischen Metropolregion 
Nürnberg, an den Freistaat Bayern gewandt und diese 
um planerische, organisatorische und finanzielle Unter-
stützung für einen Beitritt zum Verkehrsverbund Groß-
raum Nürnberg gebeten. 

Nach der verkehrlichen Untersuchung liegen gute Grün-
de für die angestrebte Verbundraumerweiterung vor. 
Insbesondere die ausgeprägten Pendlerverflechtungen 
zwischen den beitrittsinteressierten Städten und Land-
kreisen sowie auch zwischen dem Beitrittsgebiet und 
dem bisherigen VGN-Verbundgebiet sprechen für die 
Verbundraumerweiterung. Die Ausweitung des VGN-Ver-
bundgebiets soll nach der o.g. Untersuchung die indivi-
duelle Entscheidung der Menschen für den Umstieg auf 
umweltfreundliche Verkehrsmittel erleichtern, insbeson-
dere für Pendler und den Freizeitverkehr. Ein einheitliches

1 	 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLA-
MENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 
DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. 
Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenperso-
nenverkehrsdienste (ABl. L 354/22).
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Ticketsortiment, ein einheitlicher Tarif, ein abgestimmter 
Fahrplan, Echtzeitinformation in vielen Verkehrsmitteln 
und die Möglichkeit der Buchung von Mobilitätsangeboten 
über eine übergreifende App sollen die Nutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel einfacher und attraktiver machen.

Die oben genannten Landkreise und kreisfreien Städte 
haben jeweils beschlossen, den ÖPNV in ihren jeweiligen 
Gebieten in den VGN zu integrieren. Der Landkreis Hof 
hat hierzu einen Antrag zur Aufnahme in den VGN ge-
stellt. Dieser wurde angenommen. Der Landkreis Hof ist 
ab dem 01.01.2024 Mitglied des VGN-Verbundgebietes.
 
Zur Vorgabe von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 
gegenüber den Verkehrsunternehmen des allgemeinen 
ÖPNV in seinem Zuständigkeitsgebiet und zum Ausgleich 
der ihnen hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile 
erlässt der Landkreis Hof daher diese allgemeine Vor-
schrift.

Satzung
1.

Rechtsgrundlage
Auf Grundlage von § 8 Abs. 3 und § 8a Abs. 1 Sätze 2 
und 3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), Art. 
8 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den öffentlichen Per-
sonennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG), Art. 17 LKrO 
und Art. 3 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchst. 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 erlässt der Landkreis 
Hof die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festset-
zung des VGN-Gemeinschaftstarifs als Höchsttarif sowie 
zur Beschaffung und zum Einsatz von verbundeinheitli-
cher Infrastruktur im allgemeinen öffentlichen Personen-
nahverkehr (allgemeiner ÖPNV) und zur Gewährung von 
Ausgleichsleistungen für die damit verbundenen finanzi-
ellen Nachteile in dem in Nr. 2.3 definierten Geltungsbe-
reich dieser allgemeinen Vorschrift.

2.
Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung

2.1
Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich die-
ser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 2.3) öffentliche Per-
sonenverkehrsdienste im allgemeinen ÖPNV erbringen,
sind verpflichtet, während der Laufzeit dieser allgemeinen 
Vorschrift (dazu Nr. 8) den VGN-Gemeinschaftstarif in sei-
ner jeweiligen Fassung ab 01.01.2024 (https://www.vgn.
de/media/gemeinschaftstarif.pdf) als Höchsttarif im Sinne 
des Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 
gemäß den Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift ent-
sprechend Nr. 2.2 anzuwenden (im Folgenden „Tarifan-
wendung“ beziehungsweise „Tarifanwendungspflicht“).

2.2
Die Tarifanwendung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet:

-	 die Beförderung von Fahrgästen zum jeweils gelten-
den VGN-Gemeinschaftstarif gemäß Nr. 2.1;

-	 die Verpflichtung zum Vertrieb des VGN-Gemein-
schaftstarifs gemäß Nr. 2.1;

-	 die Beschaffung und den Einsatz von verbundeinheit

	 licher Infrastruktur gemäß Anlage 1 (verbundintegrati-
onsbedingte Fördergegenstände);

-	 die hierfür erforderliche Integration in den VGN als Ge-
sellschafter oder assoziiertes Unternehmen.

Im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift werden aus-
schließlich die Beförderung von Fahrgästen zum jeweils 
geltenden VGN-Gemeinschaftstarif im Sinne des ersten 
Spiegelstrichs sowie die Beschaffung und der Einsatz 
von verbundeinheitlicher Infrastruktur (u.a. für Vertrieb, 
Kontrolle und Fahrgastinformation) im Sinne des dritten 
Spiegelstrichs als gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 
konkreter geregelt; im Übrigen sind die vorgenannten 
Verpflichtungen gesonderten Regelungen vorbehalten 
(z.B. im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge 
und/oder über die Verbundregularien).

2.3
Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift er-
streckt sich sachlich und geografisch auf das gesamte 
Gebiet des Landkreises Hof, unter Berücksichtigung von 
bestehenden Regelungen zur Übertragung von Zustän-
digkeiten mit benachbarten zuständigen Behörden, die 
Befugnis als zuständige Behörde im Sinne des Art. 2 
Buchst. b) der Verordnung (EG) Nr. 1370120071 für den 
allgemeinen OPNV innehat einschließlich der aus dem 
Verbundgebiet ausbrechenden Verkehre, auf denen der 
VGN-Gemeinschaftstarif Anwendung findet (siehe Anla-
ge 2: Tarifzonenplan VGN).

3.
Verhältnis zu bestehenden 

öffentlichen Dienstleistungsaufträgen
Die Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträ-
gen, die öffentliche Personenverkehre im allgemeinen 
öffentlichen Personenverkehr im VGN-Verbundgebiet im 
Sinne dieser allgemeinen Vorschrift zum Gegenstand ha-
ben, haben neben dieser allgemeinen Vorschrift weiter 
Bestand und bleiben von den Regelungen dieser allge-
meinen Vorschrift grundsätzlich unberührt. Die Tarifan-
wendungspflicht bezüglich des VGN-Gemeinschaftstarifs 
und die Pflicht zur Beschaffung und zum Einsatz der 
verbundeinheitlichen lnfrastruktur sowie die hierfür zu 
gewährenden Ausgleichsleistungen ergeben sich aus 
dieser allgemeinen Vorschrift, soweit diesbezüglich nicht 
bereits Regelungen in den öffentlichen Dienstleistungs-
aufträgen bestehen. Die Abwicklung der Ausgleichsleis-
tungen erfolgt, soweit vorhanden, unter Bezugnahme auf 
die öffentlichen Dienstleistungsaufträge nach Maßgabe 
dieser allgemeinen Vorschrift. Für die Abwicklung der 
Ausgleichsleistungen gilt Nr. 6.

4.
Ausgleichsleistungen

4.1
Die Verkehrsunternehmen erhalten nach Maßgabe dieser 
allgemeinen Vorschrift Ausgleichsleistungen für die ihnen 
durch die Anwendung des VGN-Gemeinschaftstarifs ein-
schließlich der Beschaffung und dem Einsatz der ver-
bundeinheitlichen Infrastruktur entstehenden finanziellen 
Nachteile.

15
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4.1.1
Die finanziellen Nachteile aus der Anwendung des 
VGN-Gemeinschaftstarifs (Durchtarifierungs- und Har-
monisierungsverluste) ergeben sich dabei aus einer 
Gegenüberstellung der Situation mit Anwendung des 
VGN-Gemeinschaftstarifs (,,Mit-Fall“) und der Situation 
mit Anwendung der bis dahin geltenden Tarife (,,Ohne-
Fall“) unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils 
verbundenen positiven und negativen Effekte. Bei der 
Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze 
zu beachten.

4.1.2
Die Höhe der Ausgleichsleistungen je Verkehrsunter-
nehmen aufgrund entstandener Harmonisierungs- und 
Durchtarifierungsverluste mit der Verbundraumerweite-
rung ab dem 1. Januar 2024 wird wie folgt berechnet:

Es wird eine Vorher-Nachher-Bewertung des Tarifs zum 
aktuellen VGN-Gemeinschaftstarif und dem einfachen 
oder kombinierten Referenztarif vor der Verbundraumer-
weiterung (mit ebenfalls aktuellem Preisniveau) vorge-
nommen.

Dieser Wert wird mit den auf die jeweilige Relation ent-
fallenden Fahrscheinen multipliziert. Die auf die Relation 
entfallenden Fahrscheine wurden aus den von den Ver-
kehrsunternehmen zur Verfügung gestellten Vertriebsda-
ten aus dem Jahr 2023 ermittelt. Hierbei gilt das in Anla-
ge 3 beschriebene Verfahren.

4.1.3
Die gemäß Nr. 4.1.2 berechnete Höhe der Ausgleichsleis-
tung wird je öffentlichem Dienstleistungsauftrag bzw. für 
alle eigenwirtschaftlichen Verkehre im Geltungsbereich 
dieser allgemeinen Vorschrift jährlich, frühestens ab dem
1. Januar 2025, gemäß dem Delta der Tarifentwicklung 
des Deutschlandtarifverbundes (DTV) zum VGN-Ge-
meinschaftstarif nach dem Berechnungsverfahren in 
Anlage 3 fortgeschrieben. Die Beträge sind netto (ohne  
Umsatzsteuer) auszuweisen.

4.1.4
Zur Vermeidung einer Doppelfinanzierung nach dieser 
allgemeinen Vorschrift und Ausgleichsleistungen aus an-
deren allgemeinen Vorschriften oder Vereinbarungen und 
den Ausgleichsregelungen zum 365-Euro-Ticket werden
diese Tarifmaßnahmen während sich überschneidender 
Gültigkeitszeiträume bei der Vorher-Nachher-Bewertung 
entsprechend Nr. 4.1.2.

4.1.5
Ausgleichsfähig nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor-
schrift sind darüber hinaus die finanziellen Nachteile aus 
der Beschaffung und dem Einsatz der verbundeinheitli-
chen lnfrastruktur für verbundbeitrittsbedingt notwendige
lnvestitionen in Vertriebsanlagenlinfrastruktur. Diesbe-
züglich leistet der Landkreis Hof auf Grundlage dieser 
allgemeinen Vorschrift lnvestitionskostenzuschüsse nach 
Maßgabe von Förderprogrammen des Freistaates Bay-
ern für Fördergegenstände nach Anlage 1; dies erfolgt 
entweder in Form von Zuwendungen im Sinne von Art. 44 
BayHO oder alternativ, soweit vorhanden, über öffentliche 
Dienstleistungsaufträge (vgl. Nr. 6).

4.1.6
Die Höhe der Ausgleichsleistung darf den finanziellen 
Nettoeffekt der Summe aller positiven und negativen Aus-
wirkungen der Erfüllung der gegenständlichen gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens 
bezogen auf die Einhaltung der Tarifanwendungspflicht 
gemäß Nr. 2.

4.2
Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vor-
schrift sind der Höhe nach begrenzt auf den finanziellen 
Nettoeffekt nach Art. 3 Abs. 2, Art. 4 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 
1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 in Verbindung mit 
dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071. Dies-
bezüglich gilt:

4.2.1
Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarif-
anwendungspflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift 
entspricht nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 
1370/20071 der Summe aller (positiven und negativen) 
Auswirkungen aus der Erfüllung der Tarifanwendungs-
pflicht im Gebiet des Landkreises Hof in Bezug auf den 
VGN-Gemeinschaftstarif einschließlich der Beschaffung 
und dem Einsatz der verbundeinheitlichen lnfrastruktur. 
Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist somit 
eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Einnahmen 
und Kosten vorzunehmen. Bei den Auswirkungen auf die 
Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz 
des ,,Mit-Falls“ und des ,,Ohne-Falls“ entsprechend Nr. 
4.1 und gemäß Anlage 3.

4.2.2
Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 
1370/20071 werden auch im Übrigen beachtet.

Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vor-
schrift dürfen insbesondere nicht zu einer Überkompen-
sation im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 
1370/20071 führen. Die Vermeidung einer Überkompen-
sation wird unter Beachtung der Vorgaben von Nr. 6 des 
Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 gewähr-
leistet; bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren erfolgt dies 
unter Bezugnahme auf den jeweiligen öffentlichen Dienst-
leistungsauftrag. Hierfür weist das Verkehrsunternehmen 
bezogen auf jeden öffentlichen Dienstleistungsauftrag 
bzw. auf alle eigenwirtschaftlichen Verkehre im Geltungs-
bereich dieser allgemeinen Vorschrift jährlich durch Testat 
eines Wirtschaftsprüfers nach, dass die Aufstellung des 
finanziellen Nettoeffekts gemäß Nr. 4.1 richtig erfolgt ist 
und die Ausgleichsleistungen nach dieser Allgemeinver-
fügung bezogen auf die Tarifanwendungspflicht nach Nr. 
2.1, Nr. 2.2 erster und dritter Spiegelstrich nicht zu einer 
Überkompensation führen; es gilt Nr. 5.2.

Soweit sachgerecht, kann der Nachweis des Nichtvorlie-
gens einer Überkompensation vom Verkehrsunterneh-
men nach Abstimmung mit dem Landkreis Hof gesamthaft 
zusammen mit dem Nachweis des Nichtvorliegens einer 
Überkompensation nach Maßgabe weiterer bestehender 
allgemeiner Vorschriften (vgl. Nr. 4.1.4) durchgeführt wer-
den. Sollte im Einzelfall dennoch eine Überkompensation 
festgestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen den 
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überkompensierenden Betrag zur Vermeidung einer un-
zulässigen Beihilfe einschließlich Zinsen ab dem Eintritt 
der Überkompensation nach Maßgabe des jeweiIigen öf-
fentlichen Dienstleistungsauftrags zurückzuzahlen.

5.
Darlegungs- und Nachweispflichten

5.1
Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und 
Nachweispflicht für sämtliche in dieser allgemeinen Vor-
schrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen 
an die Gewährung der Ausgleichsleistungen. Es ist ver-
pflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemei-
nen Vorschrift erforderlichen Angaben vollständig und
wahrheitsgemäß zu machen.

5.2
Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, die für die Er-
mittlung der Ausgleichsleistung nach Nr. 4 erforderlichen 
Unterlagen und Nachweise vorzulegen:

5.2.1
Bezüglich der Ermittlung der endgültigen Ausgleichs-
leistungen für die Harmonisierungs- und Durchtarifie-
rungsverluste gilt: Die Verkehrsunternehmen übermitteln 
einmalig sämtliche Vertriebsdaten für das Jahr 2023 bis 
spätestens zum 31. März 2024, die für die hier betrach-
tete Verbundraumerweiterung gemäß Anlage 3 relevant 
sind. Nach Vorlage der Berechnungen über die Höhe der 
endgültigen Ausgleichsleistungen durch die VGN GmbH 
haben die Verkehrsunternehmen sechs Wochen Zeit, die 
vorgelegten Berechnungen zu prüfen. Nach Ablauf der 
Frist gelten die Berechnungsergebnisse als anerkannt, 
sofern nicht vorab eine berechtigte Beanstandung vor-
gebracht oder die Zustimmung zur Berechnung explizit 
erklärt wurde. Auch im Übrigen wirken die Verkehrsunter-
nehmen, sofern erforderlich, bei der Ermittlung der Höhe 
der Ausgleichsleistungen mit und stellen etwaig hierfür 
erforderliche Daten zur Verfügung. Die Differenz der 
Ausgleichsleistungen zwischen den vorläufigen und den 
endgültigen Durchtarifierungs- und Harmonisierungsver-
lusten in Form einer Schlussabrechnung erfolgt dann mit 
der Monatsabrechnung für Juli 2024 im September 2024.

5.2.2
Bezüglich der Ermittlung der Ausgleichsleistungen für die 
Beschaffung und den Einsatz der verbundeinheitlichen 
lnfrastruktur werden die Anforderungen zur Nachweisfüh-
rung einschließlich der Vorlage der hierfür erforderlichen 
Angaben und einzureichenden Unterlagen bei gemein-
wirtschaftlichen Verkehren in den zugrunde liegenden 
öffentlichen Dienstleistungsaufträgen und bei eigenwirt-
schaftlichen Verkehren im Rahmen der zugrunde liegen-
den Zuwendungsverfahren, insbesondere in den Zuwen-
dungsbescheiden zwischen dem Landkreis Hof und dem 
Verkehrsunternehmen, geregelt.

5.3
Das Verkehrsunternehmen bestätigt die Richtigkeit der 
gemachten Angaben und vorgelegten Daten.

5.4
Werden die vorgenannten Unterlagen und Nachweise 
nicht fristgerecht vorgelegt bzw. die Mitwirkungspflichten 

nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift vom Ver-
kehrsunternehmen nicht erfüllt, kann die Ausgleichsleis-
tung ganz oder teilweise versagt werden.

5.5
Der Landkreis Hof oder der Zweckverband VGN (ZVGN) 
können die Vorlage weiterer Angaben und Nachweise 
verlangen, soweit dies zur Erfüllung der Nachweispflich-
ten oder insbesondere aufgrund von Rechtsvorschrif-
ten sowie Anforderungen der EU-Kommission oder des 
Obersten Rechnungshofes erforderlich ist. Der Landkreis 
Hof kann zudem die Vorlage weiterer Angaben und Nach-
weise verlangen, die im Hinblick auf die Durchführung 
der den Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen 
Vorschrift zugrundeliegenden Zuwendungsverfahren er-
forderlich sind.

5.6
Der Landkreis Hof kann die von dem Verkehrsunterneh-
men nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift bei-
zubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate 
oder ähnliches selbst oder durch einen vom Landkreis Hof 
bestimmten zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten 
prüfen lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, 
auf entsprechendes Verlangen Einblick in die hierfür not-
wendigen Unterlagen zu gewähren.

5.7
lm Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von 
Betriebs-, Geschäfts- sowie gegebenenfalls personenbe-
zogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen
Vorgaben beachtet. Bei Bedarf werden hierzu entspre-
chende Vereinbarungen mit dem Verkehrsunternehmen 
getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung 
der zugrundeliegenden Unterlagen und die Speicherung 
von Daten sowie für die hierfür geltenden Fristen.

6.
Abwicklung der Ausgleichsleistungen/ 

Verfahren
6.1

Die Abwicklung der Ausgleichsleistungen erfolgt nach fol-
gendem Verfahren:

6.1.1
Für die Ausgleichsleistungen bezogen auf die Durchtari-
fierungs- und Harmonisierungsverluste im Gegenzug für 
die Erfüllung der Tarifanwendungspflicht ist die von der 
VGN GmbH erstellte Berechnung gemäß dem Berech-
nungsverfahren in Anlage 3 maßgeblich. Die Abwicklung 
dieser Ausgleichsleistungen richtet sich nach Nr. 6.2 bis 
Nr. 6.5.

6.1.2
Die Ausgleichsleistungen bezogen auf die lnvestitions-
kosten im Gegenzug für die Beschaffung und den Einsatz 
verbundeinheitlicher lnfrastruktur richten sich bei eigen-
wirtschaftlichen Verkehren nach dem für die entspre-
chenden lnvestitionskostenzuschüsse jeweils zugrunde 
liegenden Zuwendungsverfahren für Zuwendungen im 
Sinne von Art. 44 BayHO für verbundbeitrittsbedingt not-
wendige lnvestitionen in Vertriebsanlagen/-infrastruktur 
nach Maßgabe der entsprechenden Förderprogramme 
des Freistaates Bayern für Fördergegenstände nach 
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Anlage 1. Bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren gelten, 
soweit vorhanden, die Regelungen in den öffentlichen 
Dienstleistungsaufträgen. Die Aufgabenträger des allge-
meinen ÖPNV können hierfür bei der jeweils zuständigen 
Regierung Zuwendungen beantragen.

6.1.3
Die Zahlungen werden netto (ohne Umsatzsteuer) geleis-
tet.

6.2
Auf der Grundlage von Nr. 6.1.1 wird die Höhe der Aus-
gleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor-
schrift bezogen auf die Harmonisierungs- und Durchtari-
fierungsverluste von der VGN GmbH zunächst vorläufig 
aufgrund prognostizierter Daten und später endgültig auf-
grund der tatsächlichen Daten ermittelt. Nach Vorlage der 
Vertriebsdaten 2023 und unter Anwendung der Fahrprei-
se zum Preisstand 1. Januar 2024 bzw. dem zuletzt gülti-
gen Preisstand (= tatsächliche Daten) wird die Höhe der 
Ausgleichsleistungen von der VGN GmbH nach Maßgabe 
dieser allgemeinen Vorschrift endgültig ermittelt und eine 
,,Schlussabrechnung“ erstellt. Die endgültigen Durchtari-
fierungs- und Harmonisierungsverluste gemäß Nr. 4.1.2 
werden ab dem 1. Januar 2025 mil dem Delta der Tarif-
entwicklung des DTV zum VGN-Gemeinschaftstarif nach 
dem Berechnungsverfahren in Anlage 3 fortgeschrieben.

6.3
Die Ermittlung der vorläufigen Höhe der Ausgleichsleis-
tungen erfolgt für die Kalenderjahre 2024 und 2025 zu-
nächst auf Basis der von der VGN GmbH erstellten und 
mit den Verkehrsunternehmen und den Aufgabenträgern 
des allgemeinen ÖPNV abgestimmten Prognose. Die 
Prognose ist gemäß Nr. 4.1.2 mil dem Delta der Tarifent-
wicklung des DTV zum VGN-Gemeinschaftstarif nach 
dem Berechnungsverfahren in Anlage 3 fortzuschreiben.

6.4
Die Ermittlung der endgültigen Ausgleichsleistungen nach 
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift erfolgt auf Basis 
der von der VGN GmbH durchzuführenden Berechnun-
gen, die zur Ermittlung der den Verbundverkehrsunter-
nehmen zustehenden Einnahmen gemäß Einnahmenauf-
teilungsvertrag durchgeführt wird. Unter Zugrundelegung 
der so ermittelten endgültigen Höhe der Ausgleichsleis-
tungen erfolgt unter Berücksichtigung der für das jewei-
lige Kalenderjahr bereits an die Verkehrsunternehmen 
vorläufig gemäß Nr. 6.3 weitergeleiteten Ausgleichsleis-
tungen die Schlussabrechnung. Die Schlussabrechnung 
beinhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen bzw. 
zum Umgang mit Überzahlungen (Rückerstattung oder 
Verrechnung); im Falle einer Überzahlung wird im Re-
gelfall eine Verrechnung mit der folgenden Abschlags-
zahlung vorgenommen. Die Schlussabrechnung erfolgt 
jeweils nach Vorlage sämtlicher weiteren vom Verkehrs-
unternehmen nach Nr. 5.2 vorzulegenden Unterlagen 
einschließlich Nachweis des Nichtvorliegens einer Über-
kompensation. ln den Kalenderjahren ab 2025 soll die 
Schlussabrechnung für das jeweils vorausgehende Ka-
lenderjahr möglichst bis zum Abrechnungsmonat Sep-
tember vorliegen, sodass eine etwaige Verrechnung noch 
im Rahmen der Novemberabschlagszahlungen für das 
laufende Kalenderjahr berücksichtigt werden können.  

Im Falle einer Überkompensation ist im Rahmen der 
Schlussabrechnung auch die Verzinsung entsprechend 
Nr. 4.2.2 zu regeln.

6.5
Auf dieser Basis zieht der ZVGN die von den Aufgaben-
trägern des allgemeinen ÖPNV jeweils zu entrichtenden 
Ausgleichsleistungen zum 10. Januar, zum 10. April, 
zum 10. Juli und zum 10. Oktober per Umlagebescheid 
ein. Dafür teilt die VGN GmbH der Geschäftsstelle des 
ZVGN rechtzeitig die Höhe der einzuziehenden Beträge 
für jeden Aufgabenträger des allgemeinen ÖPNV mit. 
Nach Eingang der Zuwendungs- und Rechnungsbeträ-
ge überweist der ZVGN die Ausgleichsleistungen jeweils 
in Summe an die VGN GmbH, die im Zuge der monatli-
chen Einnahmenaufteilung im VGN die Beträge den an-
spruchsberechtigten Verkehrsunternehmen verursacher-
gerecht zu scheidet.

7.
Veröffentlichung nach Art. 7 Abs. 1 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071

7.1
Der Landkreis Hof ist über die auf Grundlage dieser all-
gemeinen Vorschrift gewährten Ausgleichsleistungen be-
richtspflichtig gemäß Art. 7 Abs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/20071.

7.2
Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht 
nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/20071 erforderlich ist, können Daten, die im Zusam-
menhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch 
nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert 
werden. Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich auf-
grund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können 
sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit beziehungsweise 
die Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben 
berufen.

8.
Inkrafttreten und Geltungsdauer; 

Außerkrafttreten
8.1 

Diese allgemeine Vorschrift tritt gemäß am 01.11.2023 
in Kraft. Die Verpflichtung nach Nr. 2 tritt zum 1. Januar 
2024 in Kraft. Die Laufzeit der allgemeinen Vorschrift ist 
jeweils auf die Laufzeit der zum 1. Januar 2024 im Gel-
tungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift für gemein-
wirtschaftliche Verkehre bestehenden öffentlichen Dienst-
leistungsaufträge sowie für eigenwirtschaftliche Verkehre 
bestehende Liniengenehmigungen beschränkt. Sie en-
det somit jeweils mit dem Laufzeitende des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags bzw. der Liniengenehmigungen 
für die jeweils zugrundeliegenden Verkehrsleistungen 
des allgemeinen ÖPNV entsprechend der Aufstellung in 
Anlage 4.

8.2
Diese allgemeine Vorschrift tritt ungeachtet der Regelung 
in Nr. 8.1 zum Fahrplanwechsel am 9. Dezember 2028 
außer Kraft. Sie kann durch allgemeine Vorschrift verlän-
gert, geändert oder vorzeitig aufgehoben werden. Dies 
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gilt insbesondere, wenn sich die Rahmenbedingungen, 
die dieser allgemeinen Vorschrift und den darin enthalte-
nen Regelungen zur Ermittlung des Ausgleichs zugrunde 
liegen, wesentlich ändern wie etwa im Falle zusätzlicher 
oder geänderter Tarifmaßnahmen im VGN-Verbundgebiet 
einschließlich Anpassung der Finanzierung des Deutsch-
landtickets oder auch zusätzlicher Erweiterungen des 
VGN-Verbundgebiets. Der Landkreis Hof wird, ggf. ge-
meinsam mit den anderen Aufgabenträgern des VGN, 
mit ausreichend Vorlauf über eine Nachfolgeregelung 
befinden bzw. die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, 
um auch nach dem 9. Dezember 2028 eine nachhaltige 
Erbringung der Verkehrsleistungen durch die Verkehrs-
unternehmen im VGN-Gebiet unter Geltung des VGN-
Gemeinschaftstarifs sicherzustellen.

Hof, den 15.12.2023

Landratsamt Hof

D r .  O l i v e r  B ä r
Landrat


